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Verkündet

am 200 Dezember 1962

I m N a m e n d e s V o l k e 3

In dem Sozialrechtsstreit

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 5° Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 200 Dezember 1962, an

der mitgewirkt haben

Senatspräsident 'Prof„ Dr„ B o g 5
als Vorsitzender,

die Bundesrichter R i e h t e r

und Dr° S e h r a f t sowie

die Bundessozialrichter E h r h a r d t

und T h i e d t
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des
Sozialgerichts Hannover vom 290 Oktober 1958 auf—
gehobeno -v-— *
Die Beklagte wird unter Aufhebung des Bescheides
vom 180 März 1958 in der Gestalt des Widerspruchs—
beseheides vom 60 Juni 1958 verurteilt, bei der Er—
reehnung des Krankengeldes für die Erkrankung vom
30 bis 50„ März 1958 von dem Grundlohn auszugehen,
den der Kläger in dem vor Beginn der Kurzarbeit
(60 Januar 1958) meßgebenden Lohnabreehnunfezeit—

‘ raum bezogen hat„ -
Die Beklagte hat dem Kläger die außergeriehtlichen
Kosten des Verfahrens zu erstatten°
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Die Beteiligten streiten über die Höhe des dem Kläger für die Zeit

vomftbtrzun30„ März 1958 zustehenden Krankengeldes° Der Kläger ist

bei der beklagten Allgemeinen Ortskrenkenkasse (AOK) pflichtversi—1Ü

chert° Er arbeitet als Dreher in der Maschinenfabrik und Eisengie—

ßerei H° Sehr£aer=KG° Neustadt a° Rbgea Dieser Betrieb hatte in
der Zeit vom 6° Januar bis zum 150 Februar 1958 verkürzt gearbei—

tet° In der Zeit vom 50 März bis 30„ März 1958 war der Kläger ar—

béitsunfähig krank° Die Beklagte teilte ihm durch Bescheid vom 18°
März 1958 mit, sie könne das Krankengeld nur nach seinem tatsächli—

chenVerdienst in der Zeit vom27„ Januarbis 23„ Februar1958be—
rechnen, obwohl der Kläger während dieses Zeitraums längere Zeit

kurzgearbeitet habe° @ 124 des Gesetzes über Arbeitsvcrmittlung und

Arbeitslosenversicherung (AVAVG) ; iod„F° der Bekanntmachung vom
5„ April 1957, BGBl I, 522 — könne nicht angewandt Werden, weil die
Kurzarbeit nicht bis unmittelbar vor Beginn des Versicherungsfalls

geleistet werden sei° Der Widerspruch des Klägers wurde durch Be—

scheid vom 6° Juni 1958 zurückgewiesen° Der Kläger erhob Klage mit

dem Antrag,
‘

' ' '"

die Bescheide vom 180 März 1958 und 60 Juni
1958 aufzuheben und die Beklagte zu verurtei——

len, bei der Erreehnung des Krankengeldes für

die Erkrankung vom 50 bis 50° März 1958 den
Grundlohn zu berücksichtigen, den der Kläger

vor der Kurzarbeit bezogen hat„

Er vertrat die Auffassung, die Beklagte habe bei ihrer Entscheidung

nicht den Zweck des Gesetzes berücksichtigto @ 124 AVAVG solle ver4‘

hindern, daß der Arbeitnehmer, der bereits durch die Kurzarbeit ei—'

ne Verdicnstminderung erlitten habe, im Falle der Erkrankung auch

noch ein geringeres Krankengeld erhalte° In Fällen, in denen die

Kurzarbeit nicht bis unmittelbar vor Eintritt des Versicherungs-

falls geleistet werden sei, müsse das Krankengeld daher nach dem

vor Beginn der Kurzarbcit maßgebenden Grundlohn berechnet werden°

* 3 _.
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Die Beklagte beantragte,

die Klage abzimeisen°

Sie machte geltend, nach 5 14 Abs„ 2a ihrer Satzung errechne

sich das Krankengeld bei Betrieben, die - wie im vorliegenden

Fall —nach dem wirklichen Arbeitsverdienst abrcchneten, aus
'dem durchschnittlichen Arbeitsverdienst des letzten Abrech—

nungszcitraums vor der Erkrankung° Da der Betrieb des Klägers

für die Zeit vom 270 Januar bis zum 230 Februar 1958 abgerech—

het habe, müsse der Berechnung des Krankengeldcs der damals

von ihm bezogene Lohn zugrunde gelegt werden° @ 124 AVAVG

(i„d„F° vom 3„ April 1957) sei nicht anwendbar; weil die Kurz-

arbeit nicht bis unmittelbar vor Eintritt des Versicherungs—

falls geleistet werden sei°

Das Sozialgericht (SG) hat die Klage abgewiesen und die Beru-

fung wegen grundsätzlicher Bedeutung der Rechtssache zugelas—

seh‚- ' “

Zur Begründung hat es ausgeführt: Die baren Leistungen der
Krankenkasse würden gemäß 5 180 der Reichsversicherungsord—

nung (RVG) nach dem Grundlohnbemessen° Nach 5 180 Abs() 2 aaO

könne die Satzung den Grundlohn u„a° nach dem wirklichen Ar-

beitsverdienst des Versicherten festsetzen° Hiervon habe die

Beklagte in 5 14 Abs° 2a ihrer Satzung Gebrauch gemacht, wo—

nach für die Berechnung des Grundlohns der durchsehnittliche

Arbeitsverdienst während der letzten Lohhperiode des Betriebs

maßgebend sei° Deshalb habe die Beklagte zutreffend der Be—

rechnung des Krankengeldes die Lohnperiode vom_27„ Januar bis

zum 250 Februar 1958 zugrunde gelegt° Zwar ergebe sich daraus

eine Härte für den Kläger, weil er während dieser Lohnperiode

gteilweise Kurzarbeitcrgeld bezogen habe„ Ein Ausgleich nach

5 124 AVAVG(i„d„F„ der Bekanntmachung vom 30 April 1957) sei
aber nicht möglich? weil sich diese Vorschrift nach ihrem kla-

ren Wortlaut nur auf Personen beziehe‚ die "unmittelbar" vor

Eintritt des Versicherungsfalls Kurzarbeitergeld bezogen hätten;

die Kurzarbeit müsse also bis gng;jjglpgg vor Eintritt des
Versicherungsfalls geleistet werden sein° @ 124 AVAVG sei zwar
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_ 4 _

häufig kritisiert werden(z B in BBK1958sp 457), solangeaber"
das Gesetz nicht geändert sei, könne das G_erieht keine andere _Ent—-

.seheidung treffen°

Gegen dieses Urteil
hat

der Kläger mit
Einwi_lligung

der beklagten ”

AOK Sprungrevision eingelegt mit dem Antrag,f

die Beklagte unter Aufhebung der angefochtenen
Entscheidung und der Beseheide der Beklagten

.vom 18° März 1958 und 6° Juni 1958 zu verurtei—
len, bei der Erreehnung des Krankengeldes von
dem Grundlohn auszugehen, den der Kläger in dem

vor Beginn der Kurzarbeit maßgebenden Lohnabrcch—

nungszeitraum bezogen hat° '

Zur Begründung der Revision trägt er
folgendes:vorzWährénd nach

_
früherem Recht die Barleistungen der Krankenversicherung bei Kurz—‘

' arbeit nach dem Kur2arbeiterlohn zu2üglich der Kurzarbeiterunteré

stützuhg bemessen worden seien, werde jetzt der Grundlohn als Be— }

messungsgrundlagc her ngez0gen, der 193 dem Beginn der Kurzerbeit_

e1zielt und für die Beiträge zur Krankenversieherung maßgebend ge—'

wesen sei° Der den Kassen entstehende Mehraufwand werde von den

Arbeitsämtern erstattcto Der Grundgedanke! des @ 12■ AVAVG (iod F

‘vem 5 April 1957) gehe dahin, den Versicherten, der unfreiwillig

und uhversehuldet Kurzarbeit hab_e verrichten müssen, so zu stel- }

len, als ob er in der Zeit des geminderten Lohnes bei vollem Ar-'

be *1tscntgelt gearbeitet habe° Die von der Beklagten v01tretCne'
Rechtsauffa$sung führe zu

untra gbä ren Ergebnis seno Wäre der Klä—-f$

ger erst am 240 Februar 1958 in den Betrieb der Beklagten einge—

treten und wäre er denn - wie hier — am 3 März 1958 arbeitsun—

fähig erkrankt,
so müßte ihm die Beklagte das Krankengeld nach

dem vörausgegangcnen vollen Wochenlehn gewähreno Um Unbilligkeij‘

ten infolge von Kurzarbeit zu beseitigen, werde nach 5 124 Abso 1

AVAVG (iod„F„ der Bekanntmachung vom 3„ April 1957) der Bemessungs#

zeitraum auf die Zeit vor
Eintritt der Kurzarbeit verschobeno

Aueh % 180 RVGbesage nichts darüber, nach welchem Zeitraum bei]_
vorangegangener Kurzarbeit der maßgebende Grundlohn zu berechnen [_

sei° Jedenfalls solle nach demGrundgedenlcen des 5 124 AVAVGbei"“

Kurvaibeit ein weiter zurückliegender Zeitabsehnitt maßgebend seut1
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Die beklagte Kasse beantragt, die Revision zurüCkzuweisen„ Sie

hält das angefochtene Urteil für zutreffende Die Beklagte habe

sowohl den Grundlohn wie auch das Krankengeld ohne Verstoß ge—

gen @ 180 RVO und 5 14 Abs° 2a ihrer Satzung ermittelt° Sie ha—

be mit Recht der Berechnung die Lohnperiode vom 27, Januar bis

23° Februar 1958 zugrunde gelegt„ Obgleich dem Krankengeld eine

Lohnersatzfunktion Zukomme, dürfe nicht übersehen werden, daß

nach dem Recht der Krankenversicherung stets eine angemessene

Relation zwischen Beitrag und Barleistung bestehen müsse, die

Krankenkasse erhalte aber während der Kurzarbeit nur verminder-

te Beiträge°

II

._Gegen die Statthaftigkeit der Sprungrevision nach.ä 161 des So—

‘ ziglgerichtsgesetzes (SGG) bestehen keine Bedenken, weil im vor;
liegenden Rechtsstreit, der einen Anspruch auf Gewährung eines

höheren Krankengeldes für einen Zeitraum von weniger als drei—

zehn Wochen zum Gegenstand hat, die Berufung an sich nach 5 144

Abs° 1 Nr, 2 SGG ausgeschlossen war, das SG aber die Berufung

vegan der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache nach @ 150

Nr° 1 SGGzugelassen hat (BSG 1, 69; 1, 111, 114)° Die Revision
ist mit schriftlicher Einwilligungserklärung der beklagten Kas-

se auch frist— und formgerecht eingelegt und rechtzeitig begrün—

_det werdenc
1

Nach 5 180 EVO in der hier maßgébénden Fassung vor Inkrafttreten
des Änderungsgesetzes vom 12° Juli 1961 (BGBl I, 913) wurden die

_baren Leistungen der Krankenkasse, also auch das Krankengeld,

nach dem Grundlohn bemesseno Wird der Grundlohn — wie hier —
nach dem wirklichen Arbeitsverdienst berechnet (5 180 Abs„ 2

Nr° 1 EVO), so ist nach 5 14 Abs„ 2 der hier maßgebenden Kassen—

satzung der durchschnittliche Arbeitsverdienst während der let„-
ten vier dcn_lohnperioden_des Betriebes entsprechenden Wochen,=".

fhä5äa%ffäää?äääägryigäf ggä}mgäagäägäéätlieher
Lohnabrechnung und

bei Gehaltsempfängern der durchschnittliche Arbeitsverdienst des

entsprechenden Lohnabreehnungszeitraumes oder des letzten Kalen-
dcrmonats vor der Erkrankung maßgebend° - Nach dieser Satzunge-
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bestimmung (vgl, dazu BSG 5, 285, 285) wäre für die Berechnung
des Krankengeldes der durchschnittliche Arbeitsverdienst maßge—

bend, den der Kläger in der Zeit vom 27, Januar bis zum 250 Fe;

bruar 1958 erzielt hat, d,h, ein durch Kurzarbeit bedingter Min—

derverdienst„ Die Beklagte hätte jedoch nach den die Krankenver—”

sicherung betreffenden Vorschriften des AVAVG der Berechnung des
Krankengeldes den durchschnittlichen Arbeitsentgelt zugrunde le—

gen müssen, den der Kläger in dem vor Beginn der Kurzarbeit (6°
°Januar 1958) maßgebenden Lohnabrechnungsseitraum bezogen hat,

Nach @ 124_AVAVG Abs° 1 i,d,F° der Bekanntmachung vom 5, April

1957 (BGB1,1‚ 522) bemessen sich bei Personen, die unmittelbar
vor Eintritt des Versicherungsfalls Kurzarbeitergcld bezogen ha—

ben, die Barleistungen der Krankenversicherung nach dem Grundlohn‚

der vor Beginn der Zahlung von Kurzarbeitcrgeld für den Beitrag

zur Krankenversicherung maßgebend war, Diese Vorschrift läßt ein

Zurückgreifen auf den Grundlohn des Versicherten, der vor Beginn

der Zahlung von Kurzarbeitergeld für den Beitrag zur
Krankenver-

sicherung maßgebend war, nur dann zu, wenn der Versicherte "un—

mittelbar" vor Eintritt des Versicherungsfalls Kurzarbeitcrgeld

bezogen hat, Aus dieser Fassung ist vielfach gefolgert worden„

daß ein "nahtloser Zusammenhang"_2wischen dem Bezug von Kurzcre

beitcrgeld und dem Eintritt des Versicherungsfulls bestehen müs—

se (so Busch in BOK 1958, 74; Odendehl in BKK 1958, Sp, 526 und

Sp, 458; Krebs AVAVG@ 124 Anm, A; Schmatz—Pöhler‚ Das Gesetz
über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung,—ä 124 Anmo‚'

II, 5; Braegcr/Buchwitz/Schöncfelder AVAVG @ 124 Anm„ I und III,

5; Hess, LSG in BKK 1961 Sp, 77)° Auch der Bundesminister für Ar—
beit hat in „einen Bescheid vom 4, Februar 1958 — Ile 4—2854 —
549/57

—
(Dokumentensammlung des Bundesverbandes der Ortskranken—

hassen 515012 Bl, 1 u, 2) die Auffassung vertreten, daß 5 124
Abs, 1 AVAVG (i„d„F° von 5° April 1957) nur dann angewandt werden

könne, wenn der Versicherte bis zum Tage der Erkrankung Kurzarbeie
tergeld bezogen oder Anspruch darauf gehabt habe° Diese enge, am—
Wortlaut haftende Auslegung, die in Fällen, in denen der Versi— '

cherungsfall nicht während des Bezugs des Kurzarbeitergeldes oder

am Tage danach eintritt, zu unbilligen Härten für den Versieher-'

ten führt, ist aber nicht zwingend und ist mit dem Zweck der Vor-*
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schrift, der:■e31aus der Entstehungsgeschichte ergibt, nicht

vereinbar°

Vor dem 1° April 1957 wurden die Barleistungen in der Kran—
kenversicherung bei Personen, die vor Eintritt des Versiche-

rungsfalls Kurzarbeiterunterstützung bezogen haben, im allge-

meinen nach dem Grundlehn bemessen, dem außer dem Arbeitsent—

gelt (Kurzlohn) der auf den Kalendertag entfallende Teil der

Kurzarbeiterunterstützung zugrunde lag° So bestimmte @ 8 des

Anhangs B der Militär—Regiorungsverordnung Nr° 111 (ArbBl f°

d„ BrZ 1947, 382): '

"(1) In der KrV bemessen sich bei Personen, die
vor Eintritt des Versieherungsfalls Kurzar—
beiterunterstützung bezogen haben, die baren
Leistungen der Kassen nach einen Grundlohn,
der außer dem Arbeitsentgelt den auf den vol—
len Kalendertag entfallenden Teil der Kurzar—
beiterunterstützung umfaßt, Dabei ist die letz—
te Kurzarbeiterunterstützung maßgebend, die
neben dem Arbeitsentgelt gewährt wurde, von dem
nach 5 180 RVG für die Bemessung des Grundlohnes
auszugehen ist° & 180 Abs° 1 Satz 3 RVO bleibt
unberührt° - - : .„.1.. -— .„.

(2) Zur Abgeltung der Mehrkosten, die den Kranken—
kassen durch die erhöhten Leistungen nach Abs„ 1
entstehen, zahlen die Arbeitsämter an die Kran—‘
kenk ssen einen Beitrag zur KrV in Höhe des Vom—
hundertsetzes der ausgezahlten Kurzarbeiterun-
terstützung, der dem satzungsmäßigen Beitrag zur
KrV entspricht"o

Im wensentliehen gleichlautende Vorschriften gelten in der ame—
"'1rikanisehen Besatzungszone —(vgl„ L„ Strauß, Die Arbeitslosen—

hilfe — 1953—-&280)—Na0h@7 des Gesetzes über Kurzarbeiterun-
terstützungen für das Land Rheinland—Pfalz vom 30 Dezember 1947

(VOBl 1947, 493) galt folgende Regelung:

"Die Kurzarbeiterunterstützung gilt für die
Lohnsteuer nicht als steuerpflichtiger Arbeits—
lehn° Sie gilt für die Sozialversicherung und
für sbnstige Abgaben als Entgelt° Der Berech—

nung der Sozialversicherungsbeiträge ist des Ar—
beitsentgelt zugrunde zu legen9 das der Kurzar—
heiter in der betriebsübliehen Arbeitszeit er-
zielt hätte, wenn die Arbeitszeit im Betrieb
nicht verkürzt wäre„ Die Beiträge, die sich aus
dem den Kurzlohn übersteigenden Betrag errechnen,
trägt der Lendesstoek für Arbeitslosenversieherung"„
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In der Begründung zum Regierungsentwurf des Gesetzes zur Änderung

des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung

vom-23° Dezember 1956 (BGBl I, 1018), das die hier maßgebende Fas—

sung des 5 124 AVAVG(damals @ 130 h) einführtc, heißt es (BT-
Drucksache, 2;_Wahlperiode 1953 Nr° 1274 So 146):

"Zu Abs„_1i Die baren Leistungen in der KrV der
Kurzarbeitcr, die sich z„Zt° grundsätzlich nach
dem Kurzlohn zuzüglich der Kur2arbeitcrunterstüt—
zung bemessen, sollen sich nunmehr nach dem Ent—
gelt vor Einführung der Kurzarbeit richten° Der
Entwurf fol t damit der Regelung des Landes Rhein—_
land—Pfalz

%5
7 des Gesetzes vom 3„1201947 — VOB1

der Landesregierung Rheinland—Pfalz S° 493 - idF
des Landesgesetzes vom 11„1°1949 —GuVB1 1949 539)°

Zu Abs„ 2: Die KrV der Kurzarbeiter beruht auf den
Vorschriften der RVO„ Den Krankenkassen ist daher
nur der Mehraufwand zu erstatten, der ihnen durch :5
die von der Reichsversicherungsordnung abweichende
Bemessung des Grundlohns nach Abs° 1 entsteht"o

@ 130 h A'AVG (i„d„F° der Bekanntmachung vom 50 April 1957: @ 124

AVAVG), der dem Regierungscntwurf wörtlich entspricht, weicht von

der früheren Regelung in der britischen und amerikanischen Zone

und im Lande Rheinland—Pfalz insoweit ab, als der Träger der Ar—

beitslosenversichcrung während der Kurzarbeit für den Versicherten
.'an die Krankenkassen keine Beiträge zu entrichten hat; er ver-

pflichtet das Arbeitsamt vielmehr, den Krankenkassen den Mehrauf—

wand an Barleistungen zu erstatten° Der Versicherte soll jeden;

falls - wie sich aus dem Hinweis auf die Regelung im Lande„ Rhein—

land—Pfalz ergibt — nach dem erkennbaren Willen des Gesetzgebers

durch das Absinken des Lohnes während der Kurzarbeit in der Kran-

kenversicherung keinen Nachteil erleidcn„ Der Gesetzgeber wollte

dies durch die Bestimmung erreichen, daß sich die Barleistungen

der Krankenvérsicherung im Falle von Kurzarbcit nach dem Grundlohn

bemessen, der vor Beginn des Anspruchs auf Kurzarbeitcrgeld für'

den Beitrag zur Krankenversicherung maßgebend gewesen war„ Wollte

man dem Wort "unmittelbar" in 5 124 Abs° 1 AVAVG (i„d°F° vom 3°

April 1957) die Bedeutung beilegen, daß ein "nahtlescr Zusammen-

hang" zwischen dem Bint-itt des Versicherungsfalls und dem Bezug

Von Kurzarbeitergeld bestehen müsse, so könnte dieser Zweck des

Gesetzes in all den Fällen nicht erreicht werden, in denen der
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Versicherungsfall erst einige Zeit — wenn auch nur wenige
Tage — nach Beendigung der Kurzarbeit eintritt° Bei der Fas—
sung der Vorschrift, die nach der Begründung des Regierungs—

entwurfs keinesfalls eine Verschlechterung der bisherigen

Regelung bringen sollte, ist offenbar nicht berücksichtigt

werden, daß sich die Höhe des Grundlohns in der Krankenver—

sicherung im allgemeinen nicht nach dem unmittelbar vor Eine

tritt des Versicherungsfalls erzielten Arbeitsverdienst rich—

tet, sondern daß die Satzungen der Krankenkassen den Grund—

lohn bei Lohnempfängern regelmäßig nach dem durchsehnittlichen

Arbeitsverdienst während der letzten vier den Lohnperiodén des
Betriebs entsprechenden Wochen bemessen (vgl° @ 14 der Muster—

satzung für Allgemeine Ortskrankenkassen in Maunz/Schraft, Das

SelbstverWaltungsrecht der Sozialversieherung, Komm° 60 Bd°

F 1 a)° Hat der Versicherte in diesem Zeitraum kurzgearbeitet,

so stünden ihm, wenn der Versicherungsfall nicht während der

Zeit der Kurzarbeit oder am Tage danach eintritt, bei einer

_
allein dem Wortlaut folgenden Auslegung des 5 124 Abs„ 1 AVAVG

(iodßFo der Bekanntmachung vom 3„ April 1957) dem Vollohn ent-

sprechende Barleistungen der Krankenversicherung unter Umstän—

den erst nach Ablauf einer längeren Vollarbeitszeit zuo
Der.

Gesetzseber wollte aber durch die in 5 130 h (5 124) AVAVG
getroffene Regelung gerade verhindern, daß sich die Kurzar—

beit auf die Höhe der Barleistungen zum Nachteil des Versi—
cherten auswirkt°

Der Gesetzgeber hat die Zweifel, die sich aus der bisherigen

FaSsung des 5 124 Abs„ 1 AVAVG ergeben haben, dadurch eindeu—
tig beseitigt, daß er im Zweiten Änderungsgesetz vom 70 Dezem-

ber 1959 (BGBl I, 705) die Vorschrift nunmehr wie folgt gefaßt

hat:

"In der Krankenversicherung ist für Zeiten des
Bezuges von Kurzarbeitergeld bei der Bemessung
der Barleistungen der Vollohn nach 9 121 Abs„ 1
Satz 1 zugrunde zu legen„ 9 180 Abs„ 1 Satz 3
der Reichsversi0herungsordnung bleibt unberührt"°

Diese Neufassung, die nach Art° VIII der Übergangsvorschriften

des Zweiten Änderungsgesetzes am 1° Dezember 1959 in Kraft ge—

-
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treten ist, kann zwar auf den_vorliégenden Fall, der einen Kran—l

kengeldanspruch aus dem Jahre 1958 betrifft, nicht unmittelbar
angewandt werden° Die Änderung der Vorschrift spricht aber dafür,

daß die Fassung des % 130 h 6824) AVAVGdurch das Gesetz vom 23,
„Dezember 1956 dem mit der Regelung verfolgten Ziel nicht entspro— ”

chen hat,-Bei einer nicht am Wortlaut haftenden, sondern dem Sinn
der gesetzlichen Vorschrift gerecht werdenden Auslegung erscheint-—

es gerechtfertigt, schon die bisherige Fassung des 5 124 AVAVG
dahin zu verstehen, daß die Voraussetzung des Bezuges von Kurzar— :

beitergeld "unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalls" auch

dann erfüllt ist, wenn der Versicherungsfall noch in einem Zeit—

punkt eintritt, in dem die baren Leistungen der Krankenkasse nach

einem Grundlohn zu bemessen wären, der durch Kurzlohn bestimmt

oder mitbestimmt ist und deshalb nicht dem Vollohn nach @ 121

Abs, 1 Satz 1 AVAVG entspricht, Dies hat zur Folge, daß die Bar—

leistungen der Krankenversicherung auch in der Zeit vor dem 1, De—

,
zember 1959 nach dem vor Beginn des Bezuges von Kurzarbeitergeld

maßgebenden Grundlohn zu berechnen sind,
wenn der Versicherte

in dem für die Bemessung der Barleistungen der Krankenversicherung

‚maßgebenden Zeitraum Kurzarbeitergeld erhalten hat,

Da der Kläger in dem nach der Satzung der beklagten Kasse für die

Bemessung des Grundlohnes maßgebenden Zeitraum Kurzarbeit ver—

richtet und Kurzarbeitergeld bezogen hat, sind die ihm für die

Zeit seiner Arbeitsunfähigkeit (3° März bis 30, März 1958) Zuste—‘

henden Berleistungen nach dem Grundlohn zu berechnen, der vor der

Zahlung von Kurzarbeitergeld für den Beitrag zur
Krankenversidhe—

rung maßgebend gewesen ist, Die dadurch die Krankenkasse tref—

fende Belastung wird durch die Erstattungspflicht des Arbeits—

amts nach 5 124 Abs, 2 AVAVG, die in allen Fällen der Anwendung

des 5 124 Abso 1 gegeben ist, ausgeglichen, ’ '

‘ Das angefochtene Urteil ist daher aufzuheben und die beklagte

Kasse ist unter Aufhebung ihrer entgegenstehendén Bescheide zu

verurteilen, bei der Berechnung des Krankengeldes von den Ar—

beitsentgelt auszugehen, den der Kläger in dem vor Beginn der

Kurzarbeit (6° Januar 1958) maßgebenden Lohnabrechnungszeitraum

bezogen hat,

_ 11 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 11 _

Die Kostenentschcidung beruht auf 5 193 SGG.
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